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Der Deutsche Bundestag hat nachfolgende Entschließung gefaßt: 
„Die Bundesregierung wird ersucht, 

dem Deutschen Bundestag bis 31. März 1971 zu berichten, wel- 
che Maßnahmen getroffen worden sind oder vorgesehen sind, 
um landwirtschaftlichen Unternehmern, die bereit sind, ihr 
landwirtschaftliches Unternehmen zur Strukturverbesserung 
(§ 41 Abs. 1 Buchstabe c in Verbindung mit § 42 des Gesetzes 
über eine Altershilfe für Landwirte) abzugeben, jedoch keinen 
Käufer oder Pächter für die Flächen ihres Unternehmens fin- 
den, den Bezug der Landabgaberente zu ermöglichen." 

Der erbetene Bericht wird hiermit namens der Bundesregierung 
vorgelegt. 


In Vertretung 


Dr. Ehrenberg 


Dr. Griesau 
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Bericht gemäß Entschließung des Deutschen Bundestages auf 
seiner 78. Sitzung am 11. November 1970 zu Nummer 3 des 
Antrages des Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung in 
Drucksache VI/1384. 


Die Entschließung des Deutschen Bundestages hat 
folgenden Wortlaut: 

„Die Bundesregierung wird ersucht, 
dem Deutschen Bundestag bis 31. März 1971 zu 
berichten, welche Maßnahmen getroffen wor- 
den sind oder vorgesehen sind, um landwirt- 
schaftlichen Unternehmern, die bereit sind, ihr 
landwirtschaftliches Unternehmen zur Struk- 
turverbesserung (§ 41 Abs. 1 Buchstabe c in 
Verbindung mit § 42 des Gesetzes über eine 
Altershilfe für Landwirte) abzugeben, jedoch 
keinen Käufer oder Pächter für die Flächen ihres 
Unternehmens finden, den Bezug der Landab- 
gaberente zu ermöglichen." 

Die gesetzte Frist ist später bis zum 31. Mai 1971 
verlängert worden. 

Vorweg ist zu bemerken, daß der erwünschte Bericht 
nicht auf den engen Bereich der Landabgaberente 
beschränkt werden kann. 

Die Landabgaberente (§§ 41 ff. GAL) muß einmal 
schon des gesetzlichen und offenkundigen sachlichen 
Zusammenhanges wegen in Verbindung mit dem 
Altersgeld (§§ 1 ff. GAL) und der Nachentrichtung 
(§§ 47 ff. GAL) gesehen werden. Hierzu gehört auch 
der Grundsatzbeschluß des Ministerrates der Euro- 
päischen Gemeinschaften (EG) vom 25. März 1971 
zum Punkt Landabgaberente, da dieser Beschluß auf 
die Dauer nicht ohne Einfluß auf das GAL bleiben 
dürfte. Dieser Beschluß sieht — anders als Landab- 
gaberente und Nachentrichtungszuschuß — eine 
Obergrenze der zu begünstigenden landwirtschaft- 
lichen Unternehmen nicht vor, verlangt jedoch eben- 
so wie das GAL die tatsächliche Landabgabe. 

Darüber hinaus steht der Inhalt der Entschließung 
auch in untrennbarer sachlicher Verbindung mit 
allen Maßnahmen, die sich mit der Aufnahme und 
Verwendung landwirtschaftlich genutzter Flächen 
befassen, da die Landabgabe — wie gesagt — we- 
sentliche Voraussetzungen für die Gewährung von 
Leistungen nach dem GAL ist. Dabei ist naturgemäß 
hier die Aufnahme von solchen Flächen von bevor- 
zugtem Interesse, die ohne besondere Maßnahmen 
der öffentlichen Hand dem einzelnen Landwirt nicht 
oder noch nicht abgenommen werden würden. Z. Z. 
befassen sich Arbeitsgruppen beim Bundesminister 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten und den 
Landwirtschaftsverwaltungen der Länder mit Fragen 
einer gezielten Bodenbevorratung als Mittel zur 
Erleichterung agrarstrukturverbessernder Maßnah- 
men sowie mit Fragen der Verwendung sowohl sol- 
cher brachfallender landwirtschaftlicher Flächen, die 
uneingeschränkt bewirtschaftungswürdig sind, als 


auch solcher, die nur Grenzertragsflächen oder von 
noch schlechterer Qualität sind. Maßnahmen in die- 
sen Bereichen führen dazu, daß für die betroffenen 
Flächen der Tatbestand der Landabgabe erfüllt wer- 
den kann und damit auch die Möglichkeit einer Inan- 
spruchnahme von Leistungen nach dem GAL ge- 
schaffen wird. 

Die Bundesregierung ist der Ansicht, daß erst alle 
Möglichkeiten zur Erleichterung einer sinnvollen 
Landabgabe ausgeschöpft werden sollten, bevor man 
sich mit dem Gedanken befassen sollte, den Tatbe- 
stand der Landabgabe im GAL und hier besonders 
bei der Landabgaberente aufzuweichen. Dieser Auf- 
fassung entspricht der Aufbau des Berichtes, in dem 
zunächst die bereits laufenden und noch ausbaufähi- 
gen Maßnahmen einer gezielten Bodenbevorratung 
und der Verwertung brachfallender Flächen darge- 
stellt werden. 


L 

Gezielte Bodenbevorratung als Mittel zur Erleichte- 
rung agrarstrukturverbessernder Maßnahmen und 
zugleich der Landabgabe 

Fast alle Maßnahmen zur Verbesserung der Agrar- 
struktur sind flächenbezogen und benötigen Land. 
Die Verbesserung der Agrarstruktur kann daher er- 
heblich beschleunigt, erleichtert und verbilligt wer- 
den oder ist zum Teil sogar nur möglich, wenn das 
Land nicht erst unmittelbar vor dem tatsächlichen 
Bedarf beschafft wird, sondern vorausschauend schon 
dann, wenn die Planung einen bestimmten Landbe- 
darf aufweist. 

Nach diesem Grundsatz ist in dem Bereich der länd- 
lichen Siedlung (klassische Siedlungsverfahren und 
Eingliederung von Vertriebenen in die Landwirt- 
schaft) schon stets verfahren worden. Der Verwen- 
dungsrahmen der für diese gezielte Bodenbevorra- 
tung bereitgestellten Mittel ist darüber hinaus auf 
solche agrarstrukturverbessernde Maßnahmen wie 
Aussiedlungen und Aufstockungen von landwirt- 
schaftlichen Vollerwerbsbetrieben ausgedehnt wor- 
den. In Zukunft wird es mehr als bisher darauf an- 
kommen, von der auf ein bestimmtes Einzelvorhaben 
bezogenen relativ kurzfristigen Landbeschaffung zu 
der auf eine Gesamtheit von Vorhaben bezogenen 
mittelfristigen überzugehen. Das ergibt sich zwin- 
gend aus der Tatsache, daß man auch von der Pla- 
nung bestimmter, mehr oder minder für sich stehen- 
den einzelbetrieblichen Vorhaben zur längerfristigen 
agrarstrukturellen Planung im größeren, die Neuord- 
nung ganzer Gebiete umfassenden Rahmen übergeht. 
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Vorratsland in diesem Rahmen benötigende Vor- 
haben sind 

— ländliche Siedlungs- und Eingliederungsvorha- 
ben, 

A 11 orllnT^npri 

- ^4.4.^ 

— Umsiedlungen, 

— Althofsanierungen, 

— Betriebsvergrößerungen, 

— diese Maßnahmen ergänzende Strukturmaßnah- 
men, insbesondere im Rahmen von Flurbereini- 
gungen. 

ln dieser skizzierten Richtung wird seit kurzem 
schon in Hessen Bodenvorratspolitik betrieben. Ähn- 
liches ist in Niedersachsen beabsichtigt. 

Diese Bodenbevorratung läuft in dem langjährig be‘ 
währten geordneten Verfahren mit klaren Zustän- 
digkeiten für Durchführung, behördliche Überwa- 
chung und Finanzierung; sie ist übersichtlich, darum 
kontrollierbar und den besonderen Bedürfnissen der 
Agrarstrukturpolitik angepaßt. 

Diese Maßnahme ist wesentlicher Teil des alljährlich 
von Bund und Ländern aufgestellten Siedlungspro- 
gramms — dieses Programm wird ab 1973 in wesent- 
lichen Teilen im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe 
„Verbesserung der Agrarstruktur und des Küsten- 
schutzes" fortgesetzt — was ihr im Rahmen dieses 
größeren Programmes auch die notwendige finan- 
zielle Elastizität gibt — . 

Der für diese ausgebaute Bevorratung benötigte Bo- 
den stammt aus dem Besitz von landabgabebereiten 
Landwirten, die zu einem beträchtlichen Teil zu dem 
Personenkreis gehören, der die persönlichen Voraus- 
setzungen für den Bezug des Altersgeldes oder der 
Landabgaberente erfüllt. Damit wird zugleich ein 
wirtschaftlich, finanziell und sozial befriedigender 
Beitrag zur Lösung des in der Entschließung ange- 
sprochenen Problems geleistet. 

11 . 

Verwertung brachfallender Flächen im allgemeinen 
Interesse und zugleich als Mittel zur Erleichterung 
der Landabgabe 

Eine ähnliche Verknüpfung von agrarstrukturellem 
und sonstigem Allgemeininteresse mit dem Interesse 
von Einzelpersonen an einer Landabgabe ergibt 
sich bei den Bemühungen um die sinnvolle Ver- 
wendung von Brachflächen. 

Wenn auch keineswegs verkannt werden darf, daß 
das Brachfallen von bisher landwirtschaftlich ge- 
nutzten Flächen — aus welchen Gründen auch im- 
mer — nicht stets und überall schädlich ist, sondern 
auch für das allgemeine Interesse unbeachtlich oder 
ihm sogar förderlich sein kann, so ist doch nicht zu 
bestreiten, daß besonders ein massiertes Brachfallen 


auch die Allgemeinheit angehende Nachteile haben 
kann. In diesen Fällen sollte das Entstehen von 
Brache verhindert und brachgefallenes Land einer 
unschädlichen oder besser noch nützlichen Verwen- 
dung zugeführt werden. 

Hierbei wird man im Sinne einer groben Orientie- 
rung zwischen landwirtschaftlich nutzbaren und 
Grenzertragsflächen unterscheiden sollen. 

1. Landwirtschaftlich nutzbare Flächen 

Gerade in der Nähe massierter außerlandwirtschaft- 
licher Arbeitsstätten fallen besonders in Realtei- 
lungsgebieten oder sonstigen Gebieten mit einer 
ungünstigen Agrarstruktur gehäuft landwirtschaft- 
lich durchaus mit Erfolg zu bewirtschaftende Flächen 
brach (z. B. Untermaingebiet, Oberrheingebiet). Hier 
ist es in vielen Fällen ein guter Weg zu ihrer Ver- 
hinderung oder Beseitigung, in der Regel in Verbin- 
dung mit einer Flurneuordnung, die Bildung soge- 
nannter Auffangbetriebe zu fördern, die auf die 
Bodenbewirtschaftung inkl. der Grünlandnutzung 
angelegt sind. Sie sind in aller Regel aus landwirt- 
schaftlichen Kleinbetrieben zu bilden, die aus eige- 
ner Kraft zu einer Entwicklung zum Vollerwerbs- 
betrieb nicht fähig sind; dabei wird inan die Pacht 
besonders forcieren müssen. 

(Sind aus sich heraus entwicklungsfähige Voller- 
werbsbetriebe und eine gesunde Flurverfassung vor- 
handen, kommt es ohnehin nicht zur Sozialbrache, 
da in diesen Gegenden eher Landhunger besteht). 

Diese Lösung ist in Ackerbaugebieten mit wenig- 
stens mittleren Böden unproblematisch und wird 
angewendet. Schwierig ist es bei Flächen, die schon 
zum Grenzertragsboden hinneigen, vor allem bei 
Grünland und in Mittelgebirgslagen. Grundsatz wird 
in jedem Fall sein müssen, daß Auffangbetriebe nur 
dort und dann begründet oder entwickelt werden 
dürfen, wo solche Betriebe auf die Dauer voll exi- 
stenzfähig sind. 

Abgesehen davon, daß diese Fragen auch von der 
Projektgruppe „Naturschutz und Landschaftspflege" 
des BML im größeren Rahmen behandelt werden, ist 
gerade zur Erörterung und nach Möglichkeit zur Lö- 
sung der hier speziell angesprochenen Fragen eine 
kleine Arbeitsgruppe gebildet worden, der Mitglie- 
der des BML, der Landwirtschaftsministerien der 
Länder, der Landgesellschaften, der Landwirtschafts- 
kammern und der FAL Braunschweig-Völkdnrode 
angehören. Dadurch soll unter anderem auch erreicht 
werden, die verschiedenen Orts schon geleisteten 
Arbeiten zusammenzufassen, zu verwerten und all- 
gemein zugänglich zu machen. Die erste Sitzung hat 
im April d. J. stattgefunden. 

2. Grenzertragsflächen 

Es handelt sich um Flächen, die praktisch schon jen- 
seits der Schwelle einer wirtschaftlich sinnvollen 
landwirtschaftlichen Nutzung stehen. 
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Der Arbeitskreis „Flurbereinigung und Landschafts- 
ptlege", der aus Mitgliedern des Bundes und der 
Länder besteht, befaßt sich mit den Fragen der Be- 
griffsbestimmung und der Erfassung der Grenzer- 
Iragsböden, ihrer möglichen Verwendung und Nut- 
zung sowie der Finanzierung dieser Vorhaben. 

Ein Katalog der vordringlichen Verwendungsmög- 
lichkeiten wurde aufgestellt-, detaillierte Vorstellun- 
gen zu den einzelnen Verwendungsmöglichkeiten 
werden z. Z. erarbeitet. 

Das Thema der nächsten Tagung dieses Kreises wird 
die Verwertung solcher Flächen im Flurbereini- 
gungsverfahren sein. 

Mit diesem Verfahren soll versucht werden, die ent- 
stehenden Probleme nicht nur theoretisch zu lösen, 
sondern auch Wege zu ihrer praktischen Bewälti- 
gung zu erarbeiten. 

Auch durch das Schaffen von wirtschaftlich sinnvol- 
len Verwertungsinöglichkeiten von gegenwärtigen 
oder künftigen Brachflächen wird das in der Ent- 
schließung angesprochene Problem verringert, da 
sich der Kreis der Abnehmer von Land tendenziell 
vergrößert. 

IIL 

Landauffang als ergänzende Maßnahme zum GAL 

Trotz der vorstehend skizzierten Maßnahmen kann 
nicht ausgeschlossen werden, daß Landwirte, die 
Leistungen nach dem GAL (Altersgeld, Landabgabe- 
rente, Nachentrichtungszuschuß) in Anspruch neh- 
men wollen, die Leistungsvoraussetzung „Abgabe 
des Unternehmens" nicht erfüllen können. Alle drei 
Leistungen sind davon abhängig, daß die Unter- 
nehmereigenschaft auf- und das bewirtschaftete 
Land abgegeben wird. Bei Landabgaberente und 
Nachentrichtungszuschuß müssen darüber hinaus 
bestimmte Auflagen erfüllt werden, die an die Art 
der Abgabe gebunden sind und zum Ziel haben, 
daß die Struktur verbessert wird. Solange das Unter- 
nehmen weiterbewirtschaftet werden muß, weil eine 
Abgabe nicht möglich ist, können diese Leistungen 
nicht gewährt werden und besteht weiterhin Bei- 
tragspflicht zur Alterskasse. Hier können soziale 
Härten entstehen. 

Die Zahl der Altersgeldeinpfänger betrug am 31. 
*Dezember 1970 540 000, die der Landabgaberenten- 
empfänger 2 353; beide Zahlen steigen noch laufend 
an. über den Nachentrichtungszuschuß liegen noch 
keine Erfahrungen vor. 

Die Zahl der Fälle, in denen Altersgeld oder Land- 
abgaberente versagt werden mußten, weil sich kein 
Pächter oder Käufer für das angebotene Land fan- 
den, ist nicht bekannt; sie dürfte insgesamt gering 
sein. Regional können jedoch starke Abweichungen 
bestehen. 


Das rechtfertigt die Behauptung, daß das Problem 
wenigstens z. Z. im großen und ganzen noch ohne 
quantitative Bedeutung ist. Gleichwohl muß auch im 
Rahmen des GAL nach vertretbaren Lösungen ge- 
sucht werden. 

Lösungen, die die öffentliche Hand verpflichten, 
unverwertbares Land kauf- oder pachtweise selbst 
aufzunehmen oder den Kauf oder die Pacht solchen 
Landes zu finanzieren, sollten ausgeschieden wer- 
den. Die wichtigsten Gründe sind: 

— das Ausmaß der finanziellen Erstverpflichtungen 
(Kaufgeld) und der Folgeverpflichtungen (z. B. 
Pflege und Verwertungskosten) ist nicht abzu- 
sehen, 

— es würde ein Quasi-Interventionspreissystem für 
landwirtschaftliche Flächen mit gewissem prä- 
judiziellem Charakter eingeführt werden, 

— die Anspruchsberechtigterl würden sich ihrerseits 
nicht mehr genügend um die Landabgabe be- 
mühen, 

— die öffentliche Hand bliebe im Besitz unverwert- 
barer, mit Sicherheit zu überhöhten Preisen ange- 
kauften Flächen und in der Verantwortung für 
sie. 

Lösungen im Rahmen des GAL scheinen für das 
Altersgeld auch aus rechtlichen Erwägungen ange- 
bracht zu sein, nicht aber für die Landabgaberente 
und den Nachversicherungszuschuß. 

Altersgeld 

Der Anspruch auf Altersgeld wird durch eigene Bei- 
träge der Versicherten erworben. Die Altersgeld- 
ieistung ist aber daneben von der Unternehmensab- 
gabe (Hofübergabe, Verpachtung, Verkauf usw.) ab- 
hängig. Der auf eigenen Beiträgen beruhende An- 
spruch auf Aitersgeld kann also erst durch die 
Unternehmensabgabe realisiert werden. Ist dies aus 
Gründen, die der Abgabewillige nicht zu vertreten 
hat, nicht möglich und sind alle übrigen Anspruchs- 
voraussetzungen erfüllt, muß dem Berechtigten auf 
anderem Wege geholfen werden, zu seinen recht- 
mäßig erworbenen Leistungen zu kommen. D. h. es 
müssen Ersatztatbestände für die Unternehmens- 
abgabe geschaffen werden. 

Solche könnten sein: 

— die behördlich gebilligte Erstaufforstung (ein- 
schließlich der Landabgabe zur behördlich gebil- 
ligten Erstaufforstung) entsprechend der Rege- 
lung bei der Landabgaberente sowie 

— die Erteilung einer über den Tod hinausgehen- 
den unwiderruflichen Ermächtigung zur Landver- 
äußerung und -Verpachtung zum ortsüblichen, 
angemessenen Preis an eine dafür geeignete ge- 
meinnützige, der Staatsaufsicht unterliegende 
Institution (z. B. Landgesellschaft), die zu ver- 
pflichten wäre, auf möglichst schnelle Verwer- 
tung bedacht zu sein. 
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Der erste Ersatztatbestand bedarf keiner Erläute- 
rung. 

Vorteile der Einführung des zweiten Ersatztatbe- 
standes wären: 

— ein latenter, wenigstens zu einem gewissen Teil 
für Strukturmaßnahmen nutzbarer Landvorrat 
würde geschaffen, ohne daß dadurch öffentliche 
Mittel gebunden würden; durch regelmäßige Zu- 
stellung von Listen über Grundstücke an die in- 
teressierten Stellen wäre dieser Landvorrat auch 
praktisch verfügbar, 

— ein Mißbrauch wäre weitgehend ausgeschlossen, 
da jeder, der die Vollmacht für verwertbares 
Land erteilt, obgleich er das Land in Wirklich- 
keit nicht abgeben will, stets mit dem Entzug 
des Landes rechnen muß, 

— der Abgabepreis (Verkaufs- oder Verpachtungs- 
preis) wird von den genannten Institutionen von 
Fall zu Fall mit dem Käufer oder Pächter aus- 
gehandelt und paßt sich damit automatisch dem 
jeweils bestehenden Preisniveau an. 

Bis zur tatsächlichen Verwertung oder Verpachtung 
sollte das Altersgeld jedoch nicht in voller Höhe ge- 
zahlt werden, da der Altersgeldempfänger noch wei- 
ter wirtschaften darf und sonst auch der Anreiz zur 
Abgabe des Betriebes gemindert würde. Die Weiter- 
entrichtung von Beiträgen zur Alterskasse entfällt. 

Im übrigen wird ein Nachteil darin, daß der Alters- 
geldempfänger das Land bis zu einer evtl. Veräuße- 
rung oder Verpachtung weiter bewirtschaften kann, 
nicht gesehen. Handelt es sich um mit Erfolg land- 
wirtschaftlich zu nutzendes Land, das der Alters- 
geldempfänger nur mangels geschäftlicher Wendig- 
keit oder guten Willens nicht abgegeben hat, so 
wird die o. g. Institution das Land bald strukturver- 
bessernd veräußert oder verpachtet haben. Handelt 
es sich um praktisch ertragloses Land, so wird es 
wenigstens von dem Altersgeldempfänger noch in 
Ordnung gehalten; ein etwaiger Gewinn wird in der 
Regel den gekürzten Altersgeldbetrag nicht über- 
steigen. 

Landabgaberente und Nachentrichtungszuschuß 

Die rechtlichen Bedenken, die beim Altersgeld hin- 
sichtlich der strikten Koppelung von Leistung und 
Unternehmensabgabe bestehen könnten, sind bei der 
Landabgaberente und dem Nachentrichtungszuschuß 
nicht gegeben. Zwar gehört zu den Voraussetzun- 
gen, unter denen diese Leistungen gewährt werden. 


auch die Beitragszahlung zur Alterskasse für min- 
destens 60 Kalendermonate (5 Jahre); diese Voraus- 
setzung dient aber in erster Linie der Abgrenzung 
des begünstigten Personenkreises. Die Leistung 
selbst ist eine reine Staatsleistung ohne Selbstbe- 
teiligung des Empfängers. So werden bei Inanspruch- 
nahme des NacheiiLiicliluiiyszusdiusses die bis dahin 
in die Alterskasse eingezahlten Beiträge erstattet. 
Die Landabgaberente wird bei Vollendung des 65. 
Lebensjahres um den Betrag des von da an gewähr- 
ten Altersgeldes gekürzt. 

Der Anspruch auf Landabgaberente und Nachent- 
richtungszuschuß ist daher ausschließlich davon ab- 
hängig, daß das Unternehmen strukturverbessernd 
abgegeben wird. Nur wenn diese Voraussetzung 
erfüllt ist, kann die Rente oder der Zuschuß ge- 
währt werden. Dieselbe Auffassung kommt auch in 
dem eingangs erwähnten EG-Grundsatzbeschluß zum 
Ausdruck; die vorgesehenen EG-Zuschüsse sollen 
nur geleistet werden, wenn das Land tatsächlich 
strukturverbessernd abgegeben wird. Die Landab- 
gaberente und der Nachentrichtungszuschuß sind da- 
her nicht primär soziale Hilfen; sie sind vor allem 
ein Instrument zur Strukturverbesserung. 

Aus diesen Gründen kann ein Ersatztatbestand für 
die Unternehmensabgabe nicht geschaffen werden. 

Die unter I. und II. dargelegten Möglichkeiten sol- 
len jedoch dafür sorgen, daß die Landabgaberente 
und der Zuschuß tatsächlich vermehrt gezahlt wer- 
den können. Darüber hinaus sollen die Alterskassen 
veranlaßt werden, in allen Fällen, in denen sich ein 
abgabewilliger Landwirt vergeblich um die Landab- 
gaberente bemüht, die mit der Agrarstrukturver- 
besserung befaßten Behörden (z. B. Kulturämter) 
und sonstigen Institutionen (z. B. gemeinnützige 
Landgesellschaften) zu unterrichten und um Unter- 
stützung bei der Weiterverwendung des Landes zu 
bitten. Hier schließt sich einerseits der Kreis zu den 
unter I. und II. dargestellten Maßnahmen. Anderer- 
seits kann davon ausgegangen werden, daß die Län- 
der diese Anregung gerne aufgreifen werden, zumal 
der Bundesrat bereits bei der ersten Beratung des 
(späteren) Agrarsozialen Ergänzungsgesetzes eine 
stärkere Einschaltung und Beteiligung der Länder- 
behörden bei den durch die Maßnahmen des GAL 
ausgelösten Veränderungen in der Agrarstruktur 
gefordert hatte. 

Es ist zu erwarten, daß durch das Zusammenwirken 
aller genannten Maßnahmen ein wesentlicher und 
jedenfalls zur Zeit befriedigender Beitrag zur Lö- 
sung des der Entschließung zugrunde liegenden Pro- 
blems geleistet wird. 
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